
BLICK INS AUSLAND USA

Verschuldet Die Studiengebühren an
US-Hochschulen steigen seit Jahren.
Im akademischen Jahr 2008/2009
zahlten Studenten an privaten US-
Unis durchschnittlich 25 143 $ Gebüh-
ren. Vor fünf Jahren waren es noch
rund 19 000 $. Die durchschnittliche
Verschuldung liegt bei Studienab-
schluss derzeit bei 23 186 $.

Versorgt Rund drei Viertel aller Ba-
chelor-Studenten erhalten irgendeine
Form der finanziellen Unterstützung.

Etwa 40 Prozent
beziehen staatlich
garantierte Stafford
Loans, 21 Prozent bekommen Zu-
schüsse oder Stipendien der Hoch-
schulen. Private Studienkredite ma-
chen gut 25 Prozent der Studienfinan-
zierung aus, Ende der 90er-Jahre wa-
ren es nur sechs Prozent. Eine durch-
schnittliche amerikanische Familie fi-
nanziert ein Studium zu 39 Prozent
über Kredite, 15 Prozent Stipendien,
33 Prozent Beiträge der Eltern.
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American Bafög
US-Präsident Obama will die
Studienfinanzierung stärker
staatlich regulieren und Ban-
ken aus dem milliarden-
schweren Markt drängen

VON HELEN CHANG
UND MARION SCHMIDT

Es hätte nicht viel gefehlt, und
Barack Obama hätte die letzte

Rate seines Studienkredits als Präsi-
dent der Vereinigten Staaten von
Amerika abbezahlen müssen. Doch
er konnte den Schuldenberg von
40 000 $ aus seinem Studium in
Harvard noch als Senator von Illi-
nois abstottern. Die eigene Erfah-
rung mit der Studienfinanzierung
mag auch eine Rolle gespielt haben,
als Obama eine umfassende Re-
form des Systems ankündigte. Sie
wird, anders als die Gesundheitsre-
form, wohl bald umgesetzt werden.

Das US-Repräsentantenhaus hat
Mitte September ein Gesetz verab-
schiedet, mit dem staatlich garan-
tierte Kredite nicht mehr über Ban-
ken vergeben werden sollen, son-
dern nur noch direkt vom Staat. Der
Senat will noch diesen Herbst darü-
ber entscheiden. Eine Zustimmung

gilt als sehr wahrscheinlich. Das ist
„Obama’s Real Reform“, schrieb
das US-Magazin „Rolling Stone“.

Bisher ist die amerikanische Stu-
dienfinanzierung sehr teuer und
sehr kompliziert. Es gibt eine Viel-
zahl verschiedener Möglichkeiten,
ein Studium zu bezahlen: Neben
privaten Bankkrediten, die etwa
25 Prozent des Gesamtvolumens
ausmachen, steht vor allem die öf-
fentliche Unterstützung aus dem
Federal Family Education Loan Pro-
gram (FFEL).

Die Federal Loans können direkt
beim Bund beantragt werden, drei
Viertel der Kredite werden aller-
dings über Banken vergeben. Dabei
garantiert der Staat den Banken,
dass sie ihr Geld auf jeden Fall zu-
rückbekommen. Im Gegenzug sind
die Banken zu niedrigen Zinsen
verpflichtet. Die sogenannten Staf-
ford Loans werden für bedürftige
Studenten zu subventionierten
Konditionen angeboten. Der Zins-
satz liegt derzeit bei 5,6 Prozent; bis
2011 soll er auf 3,4 Prozent gesenkt
werden.

Rund 40 Prozent der Studenten
finanzierten sich 2007 mit Federal
Loans, die Zahl ist zuletzt jedoch
deutlich gewachsen, weil zum ei-
nen die Studiengebühren gestiegen
sind und zum anderen immer mehr

US-Bürger darauf Zugriff haben.
Wessen Eltern weniger als 40 000 $
Jahreseinkommen beziehen, kann
nicht rückzahlbare Pell Grants in
Anspruch nehmen. Hinzu kommen
Darlehen der Bundesstaaten, auch
Eltern können beim Staat Darlehen
für das Studium ihrer Kinder bean-
tragen (Plus Loans).

Noch nie haben sich mehr Stu-
denten höhere Summen geliehen
als im vergangenen Studienjahr.
Die Zahl der Studienkredite stieg
nach Angaben des US-Bildungsmi-
nisteriums um 25 Prozent und er-
reichte einen Gesamtbetrag von
über 75 Mrd. $ (51,6 Mrd. €). Die

meisten Kredite, auch die staatlich
subventionierten, werden über
Banken vergeben. Daraus hat sich
über die Jahre eine gigantische In-
dustrie entwickelt, allein Marktfüh-
rer Sallie Mae vergab 2006 Stafford
Loans im Volumen von 6,14 Mrd. $.
Studienkredite sind in den USA ein
sehr lukratives Geschäft für Banken
– sie kassieren völlig risikolos Zin-
sen. Dementsprechend umkämpft
ist der Markt. 2007 kam
heraus, dass meh-
rere Anbieter
Hochschulan-
gestellte besto-
chen hatten,

damit diese ihre Kredite vermitteln.
Im Zuge der US-Immobilienkrise
gerieten auch die Studienkreditge-
ber unter Druck und zogen sich
teilweise aus dem Geschäft zurück
oder vergeben seitdem Kredite nur
noch an bestimmte Studenten. Die
Skandale und Krisen waren Anlass
für die neue Obama-Regierung, den
Studienkreditmarkt stärker zu re-
gulieren – gegen den erbitterten
Widerstand der Banken.

Das neue Gesetz sieht vor, pri-
vate Studienkreditanbieter aus

dem System zu streichen
und durch staatliche Direkt-
kredite zu ersetzen. Da-
durch spart der Staat
87 Mrd. $. Denn Steuerzah-
ler zahlen viel mehr für die

privat vergebenen Studien-
kredite, weil die Regierung für

das Ausfallrisiko bürgt. „Die US-
Regierung sollte nicht Banken un-
terstützen“, sagt Bildungsminister
Arne Duncan, „sondern lieber in
die jungen Leute unseres Landes
investieren.“ Das gesparte Geld will
die Regierung verwenden, um die
Zahl der Stipendien zu erhöhen.

Tom Butts, Mitbegründer der
staatlichen Studienkredite, sagt:
„Das wird die wichtigste Verände-
rung in der Bildungspolitik sein, die
wir je hatten.“

ABGEGUCKT BEI ...

Thomas Tillmann, der
Schulbücher von
Lehrern verlegt

Der Markt für Unter-
richtsmaterialien ist in
Deutschland fest in
der Hand von weni-
gen großen Verlagen.
Thomas Tillmann, 34,

hat jetzt den Lehrerselbstverlag gegründet.
Er bietet Lehrern Lehrmaterialien von Leh-
rern an 

FTD Bei Schulbüchern denkt jeder an
Klett oder Cornelsen. Wie wollen Sie
dagegen ankommen?
Thomas Tillmann Die großen Schulbuch-
verlage sind träge geworden, sie kön-
nen auf aktuelle Entwicklungen nicht
so schnell reagieren. Wir sind klein und
wendig, unsere Stärke sind unkonven-
tionelle Ansätze, die neue Unterrichts-
strukturen berücksichtigen, wie fächer-
übergreifenden Unterricht und Pro-
jektarbeit.

FTD Sie lassen Lehrer für sich arbeiten.
Was können die besser?
Tillmann Lehrer entwickeln oftmals
hervorragendes Material, weil sie die
Bedürfnisse der Zielgruppe aus ihrem
Berufsalltag kennen. Wir erwarten
allerdings ein sehr klares Manuskript,
kein Gekritzel aus der Unterrichts-
stunde. Dafür zahlen wir den Autoren
im Vergleich zu den großen Verlagen
auch das dreifache Honorar – nämlich
20 Prozent vom Verkaufspreis.

FTD Wie schätzen Sie Ihre Chancen am
Markt ein?
Tillmann Die großen Verlage sollten uns
ernst nehmen, denn durch die Partner-
schaft mit der Online-Community
4teachers.de können wir 500 000 Lehrer
direkt als Autoren und Kunden anspre-
chen. Mit diesem Modell wollen wir
den etablierten Verlagen das Wasser
abgraben. Bis Ende 2010 ist ein Markt-
anteil von fünf Prozent realistisch.

INTERVIEW: KATHARINA GRIMM

NACH RICHTEN

Britische Unis verdienen
an Auslandsstudenten
Studenten, die aus dem nichteuropä-
ischen Ausland kommen, bescheren
den britische Hochschulen Rekord-
einnahmen. Laut einer Studie von
Universities UK, dem Dachverband
der britischen Unis, verdienten die
Hochschulen im Studienjahr 2007/08
rund 1,9 Mrd. £ (knapp 2,1 Mrd. €)
durch die Studiengebühren der inter-
nationalen Studierenden. Vor sieben
Jahr lagen die Einnahmen noch bei
746 Mio. £ (818 Mio. €). Der Anteil der
Studiengebühren von ausländischen
Studenten macht inzwischen acht
Prozent der Gesamteinnahmen der
Unis aus. Durch diesen Zuwachs be-
legt Großbritannien mittlerweile nach
den USA Platz zwei der beliebtesten
Ländern für Auslandsstudenten. Be-
sonders häufig kommen die Studie-
renden aus China, Malaysia und In-
dien. Der Bildungsbereich gehört mit
zu den wachsenden Märkten in Groß-
britannien. Die Unis fürchten nun um
diese Einnahmen, nachdem die Regie-
rung die Visavorschriften für nicht-
europäische Studenten verschärft hat.
Diese dürfen nur noch einreisen,
wenn sie 30 000 £ auf einem Bank-
konto nachweisen können. FTD

Studentenwerk steigert
Einnahmen weiter
Das Deutsche Studentenwerk (DSW),
der Bundesverband aller Studenten-
werke an deutschen Hochschulen,
steigerte im Geschäftsjahr 2008 trotz
sinkender Zuschüsse der Bundeslän-
der seine Einnahmen um 4,2 Prozent
auf rund 1,2 Mrd. €. Zwei Drittel der
Einnahmen erwirtschaftete das DSW
selbst. Nur noch 11,4 Prozent steuern
die Länder durch Zuschüsse bei. Mit
14 Prozent beteiligen sich auch die
Studenten über ihren Semesterbeitrag
an der Finanzierung. Das DSW be-
treibt vor allem Mensen und Wohn-
heime, bietet jedoch auch Kinder-
betreuung, psychologische Beratung
und Hilfe bei der Studienfinanzierung
an. Daneben haben die Studenten-
werke in den vergangenen Jahren ihr
Angebot um kommerzielle Einrichtun-
gen erweitert und beteiligen sich an
Cafés und Hotels – zum Vorteil der
Unis, sagt Achim Meyer auf der Hey-
de, Generalsekretär des DSW: „Die
Hochschulen können mit attraktiven
sozialen Rahmenbedingungen ihr
Profil entscheidend schärfen.“ FTD

KONTAKT bildung@ftd.de

„Die Bedingun-
gen verschlech-

tern sich“
Barb Neumann,

Privatschulverband
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Alles ist bereit für den
Schulanfang: Das Unter-
richtsmaterial, die Räume,
die Schulkleidung, Schul-
leiter Axel Beyer (u. l.).
Doch die Moderne Schule
Hamburg kann nicht star-
ten, weil die Behörde die
Genehmigung verweigert

Zurückgestellt
Jede Woche wird in Deutschland eine neue Privatschule gegründet. Viele
scheitern aber schon beim Antrag – auch die Moderne Schule Hamburg

VON MARION SCHMIDT , HAMBURG

E
in Bürogebäude im Hambur-
ger Stadtteil Groß Borstel. An
der Tür kein Schild, nur ein

orangefarbener Zettel „Moderne
Schule Hamburg“. Drinnen große,
kahle Räume, die Wände weiß, der
Fußboden grau, auf dem Boden sta-
peln sich Schulbücher. Wo früher
eine Firma Getreideprodukte ver-
kauft hat, wollte zu diesem Schul-
jahr eine bundesweit wohl einma-
lige Schule eröffnen. Auf dem Lehr-
plan der Erstklässler sollten gleich
drei Sprachen stehen: Deutsch,
Englisch und Chinesisch. Dazu
ganzjährige und ganztägige Betreu-
ung. Ein Drittel der angemeldeten
Schüler sind Kinder von berufstäti-
gen Alleinerziehenden, die ein sol-
ches Angebot sonst in der ganzen
Stadt nicht finden.

Doch die Hamburger Schulbe-
hörde hat Gründer Axel Beyer die
Genehmigung verweigert. Sie be-
mängelt das pädagogische Kon-
zept, die chinesische Sprache
könnte die Kinder überfordern,
außerdem seien die Abschlüsse der
fremdsprachigen Lehrer nicht
anerkannt, heißt es in dem Ableh-
nungsbescheid, aus dem Beyer
zitiert. Beyer, selbst ausgebildeter
Gymnasiallehrer, hat bereits
400 000 € in die Schule gesteckt.
Ein Teil der Anschubfinanzierung
stammt von der Unternehmerin
Angela Boltze, dazu hat Beyer einen
Kredit aufgenommen, um Miete
und Gehälter der Lehrer zu zahlen.
Die Lehrer hat er jetzt erst mal wie-
der entlassen, die Order der Schul-
möbel abgeblasen, und auch von
der Schulkleidung liegt nur die
Musterkollektion herum. Beyer
sitzt an einem Biertisch und schüt-
telt den Kopf: „Wir haben hier tau-
send Quadratmeter angemietet,
und dann heißt es, das sei zu wenig,
ein Musikraum fehlt.“ Zwei Jahre
zieht sich das Genehmigungsver-
fahren bereits hin. Jetzt wird ein Ge-
richt entscheiden, ob die kahlen
Räume bald von Schülern belebt
werden. Die Schulbehörde will sich
mit Verweis auf das laufende Ver-
fahren nicht näher äußern.

Nicht nur in Hamburg, auch in
anderen Bundesländern bekom-
men Gründer von Privatschulen
mittlerweile von Behörden kräftig
Gegenwind: Verfahren werden ver-
schleppt, finanzielle Bestimmun-
gen verschärft. „Die Bedingungen
verschlechtern sich“, sagt Barb
Neumann, stellvertretende Bun-
desvorsitzende des Verbandes der
Privatschulen (VDP), „es wird ins-
gesamt schwieriger, eine freie
Schule zu gründen.“ Ihr Kollege
Christian Schneider beim VDP-
Landesverband Nord bekräftigt:

„Die Anforderungen werden hoch-
geschraubt, es wird den Trägern
richtig schwer gemacht. Da wird so
lange am Konzept herumgemäkelt,
bis der Träger mürbe ist und seinen
Antrag zurückzieht“. Es komme
vor, so Neumann, dass
immer wieder neue Un-
terlagen angefordert
werden oder in laufen-
den Verfahren die Be-
dingungen geändert
werden, „mit teilweise
absurden Nachforde-
rungen“.

Das hat auch Axel
Beyer erlebt: Erst habe die Behörde
das Fach Chinesisch als Überforde-
rung bemängelt, als Beyer darauf
verzichten wollte, hieß es, dann sei
das pädagogische Konzept ja nicht
mehr besonders. In einem offenen
Brief an Hamburgs Bürgermeister
Ole von Beust (CDU) kritisieren El-

tern, die ihre Kinder gern zur MSH
schicken würden, die „fadenschei-
nigen Begründungen und takti-
schen Winkelzüge“, mit denen die
Schulbehörde versuche, die MSH
zu verhindern.

Zwar wird nach Anga-
ben des VDP statistisch
gesehen jede Woche
eine neue Privatschule
eröffnet, aber viel mehr
scheitern schon im Vor-
feld an der Lehrerlaub-
nis. In Mecklenburg-
Vorpommern etwa wur-
den im vergangenen

Jahr von 22 Anträgen nur 3 geneh-
migt. In Hamburg wurde zu diesem
Schuljahr kein einziger von drei An-
trägen positiv beschieden.

Nicht immer ist ein negativer
Bescheid Behördenwillkür – es gibt
gute Gründe, eine Privatschule
nicht zu genehmigen. Manche

Träger kommen mit recht abstru-
sen Konzepten oder wackliger Fi-
nanzierung. „Wir schauen da schon
sehr genau hin“, sagt eine Spreche-
rin der Hamburger Schulbehörde,
„schließlich geht es dabei auch um
den Schutz von Kindern.“

Darüber hinaus sieht der Staat
die wachsende Nachfrage von El-
tern nach Privatunterricht zuneh-
mend als Bedrohung für das öffent-
liche Schulsystem. Eine aktuelle
Studie des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW) zeigt,
dass sich gerade die bildungsbür-
gerlichen Schichten aus dem staat-
lichen System verabschieden. Der-
zeit besuchen bundesweit über
700 000 Schüler eine private Ein-
richtung. Vor allem an den Grund-
schulen hat sich in den vergange-
nen zehn Jahren die Zahl verdop-
pelt. Die Nachfrage ist groß und
steigt weiter. Bei einer Forsa-Um-

frage sagten kürzlich 54 Prozent der
befragten Eltern, sie würden ihr
Kind am liebsten auf eine Privat-
schule schicken, wenn sie es sich
leisten könnten. 

Und, wenn es genügend Ange-
bote gäbe. Die Ratingagentur Stan-
dard & Poor’s hat gerade den deut-
schen Privatschulmarkt analysiert
und sieht hierzulande noch deutli-
ches Marktpotenzial – wenn der
Staat mitspielt. Das sieht derzeit
nicht so aus. Vor allem in den Groß-
städten sperren sich Behörden ge-
gen Privatschulen, sie befürchten,
dass über Bildung die Gesellschaft
gespalten wird – und sie Einfluss
auf Schulen verlieren. In Berlin-
Kreuzberg beispielsweise versucht
eine Elterninitiative gemeinsam
mit der evangelischen Kirche seit
vier Jahren, eine freie Schule zu
gründen, und wird vom Bezirk aus-
gebremst.

Auch die Privatschulkette
Phorms, erster deutscher Bildungs-
anbieter in Form einer Aktiengesell-
schaft, musste zuletzt herbe Rück-
schläge in der Expansionsstrategie
hinnehmen. Phorms betreibt in
sechs Städten insgesamt acht Schu-
len mit fast 1700 Schülern, darunter
auch zwei Gymnasien. In Hamburg
war die Grundschule im ersten An-
lauf ebenfalls nicht genehmigt wor-
den. Auch der zu diesem Schuljahr
gestellte Antrag, die Schule um die
Klassen fünf und sechs zu erwei-
tern, wurde abgelehnt.

Die Bezirksregierung Köln hat zu-
dem das gerade erst eröffnete
Phorms-Gymnasium im Stadtteil
Braunsfeld wieder geschlossen. „Es
gibt Zweifel an der Eignung der Leh-
rer und an der Finanzierung der
Schule“, sagt eine Behördenspre-
cherin. Außerdem hegt die Behörde
den Verdacht, dass die Kinder nach
dem Einkommen ihrer Eltern aus-
gewählt wurden und so die soziale
Mischung nicht gewährleistet sei.
Das Kölner Gymnasium wurde zu
90 Prozent öffentlich bezuschusst,
der Rest sollte über einen Förder-
verein finanziert werden.

„Der Föderalismus in der Bildung
bleibt für uns eine Herausforde-
rung“, sagt Bea Beste, Vorstandsvor-
sitzende von Phorms, „denn die
Schulgesetze werden lokal unter-
schiedlich ausgelegt. Wir prüfen
derzeit, wie wir strategisch weiter
vorgehen wollen, auch im Hinblick
auf die Genehmigungsprozesse.“ In
Köln und Hamburg wird es im
nächsten Jahr neue Anläufe geben.

Auch Axel Beyer von der MSH
lässt sich nicht kleinkriegen. „Wir
gehen durch alle Instanzen, bis wir
unsere Wunschschule haben.“
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